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Entschließungsantrag 

der Fraktion der SPD 


zur dritten Beratung des von den Fraktionen der CDU/CSU und FDP eingebrachten 
Entwurfs eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes 
— Drucksachen 10/1389, 10/1483, 10/1643, 10/1653 — 


Die verfehlten Brüsseler Agrarbeschlüsse vom 31. März 1984 
haben für die deutsche Landwirtschaft besonders hohe Einkom- 
mensverluste zur Folge, und zwar 

— durch den nahezu vollständigen Wegfall des deutschen Wäh- 
rungsausgleichs, der entsprechend Verordmmg EWG/855/84 
zum 1. Januar 1985 um 5 Prozentpunkte abgebaut werden soll, 

— durch die beschlossene Senkung der Marktordnungspreise in 
der Bundesrepubhk Deutschland und 

— durch die beschlossenen Sanierüngsmaßnahmen auf dem 
Müchmarkt, insbesondere durch die auf Vorschlag der Bundes- 
regierung eingeführte Milchkontingentierung, die zu drasti- 
schen Preis- und Mengenreduzierungen führen wird. 

All diese Maßnahmen führen zusammengenommen im kommen- 
den Wirtschaftsjahr 1984/85 zu erneuten scharfen Einkommens- 
einbrüchen, nachdem die Landwirtschaft bereits im Wirtschafts- 
jahr 1983/84 Einkommensrückgänge von über 20 % hinnehmen 
mußte. 

Kleine und mittlere Betriebe, insbesondere solche in Grünlandre- 
gionen ohne Alternativen zur Milchproduktion werden in großer 
Zahl in Existenznot geraten, wenn nicht schnell und wirksam 
geholfen wird. 

Ziel der Hüfsmaßnahmen muß es sein, bäuerhche Famüienbe- 
triebe zu erhalten und einen gezielten Einkommensausgleich für 
einkommensschwache Klein- und Mittelbetriebe vorzunehmen. 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag ist der Auffassung, daß 

a) der deutschen Landwirtschaft in ihrer derzeit schwierigen 
Lage geholfen werden muß, um die drohende Verschul- 
dungs- und Existenzkrise vieler Betriebe abzuwenden und 
um sicherzustellen, daß eine mögliche Entleerung ländhcher 
Gebiete mit unerwünschten Folgen für die Infrastruktur und 
die Erhaltung von Natur und Landschaft vermieden wird; 
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b) die Hilfsmaßnahmen nicht gegen Gemeinschaftsrecht ver- 
stoßen und keinen Anreiz zur Produktionsausweitung geben 
dürfen; 

c) an die Stelle des umsatzbezogenen Mehrwertsteueraus- 
gleichs ein flächenbezogener direkter Einkommensaus- 
gleich mit folgenden Elementen treten soll: 

— Bemessungsgrundlage ist die landwirtschaftlich genutzte 
Fläche, wobei der Ausgleichsbetrag je Hektar nach dem 
Vorbild des direkten Aufwertungsausgleichs von 1970 
(BGBl. I S. 677) nach verschiedenen Gruppen der Boden- 
nutzung gestaffelt wird, um den preissenkungsbedingten 
Einkommensverlusten Rechnung zu tragen (Kompensa- 
tions-Komponente) . 

— Für Grünlandflächen ohne alternative Nutzungsmöglich- 
keiten wird ein besonderer Zuschlag gewährt, der die 
negativen Auswirkungen der Milchkontingentierung 
abfängt (Existenzsicherungs-Komponente) . 

— Der je Betrieb ausgezahlte Ausgleichsbetrag wird mit 
steigender Betriebsgröße degressiv gestaffelt (soziale 
Komponente). 

— Der Direktausgleich wird auf eine Laufzeit von fünf Jah- 
ren begrenzt und mit Beginn des dritten Jahres um je ein 
Viertel pro Jahr abgebaut (Anpassungs-Komponente); 

d) ergänzende Hilfen für Landwirte in benachteüigten Gebie- 
ten als Entschädigung für ihre Leistungen zur Erhaltung von 
Natur und Landschaft notwendig sind und zu diesem Zweck 
eine spürbare Aufstockung der Ausgleichszulage für be- 
nachteüigte Gebiete und Mittelgebirgsregionen in Zusam- 
menarbeit mit den Ländern beschlossen werden sollte; 

e) die staatliche Fürsorgepflicht auch Arbeitnehmern im 
Bereich der Land- und Ernährungswirtschaft gelten muß, 
wenn wirtschaftliche Anpassungen unumgänghch werden. 

2. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

a) ihren Plan einer 5%igen Anhebung der Vorsteuerpauschale 
für Landwirte zurückzuziehen und statt dessen unverzüglich 
einen mit den EG-Partnern abgestimmten Gesetzentwurf für 
einen flächenbezogenen direkten Einkommensausgleich 
vorzulegen; 

b) umgehend einen Vorschlag zu unterbreiten, wie den durch 
die Müchkontingentierung in ihrer Existenz gefährdeten 
Betrieben in benachteiligten Gebieten kurzfristig geholfen 
werden kann und hierbei insbesondere eine Aufstockung 
der Ausgleichszulage vorzusehen; 

c) dem Deutschen Bundestag umgehend den Gesetzentwurf 
für eine sozial gerechte Verteilung der Bxmdeszuschüsse in 
der Altershilfe für Landwirte zuzuleiten. 

Bonn, den 27. Juni 1984 

Dr. Vogel und Fraktion 
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